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Was ist die gesetzliche Grundlage? 

Die Grundlage ist § 167 Absatz 2 SGB IX: 

 

arbeitsunfähig, klärt der Arbeitgeber mit der zuständigen Interessenvertretung im Sinne des § 1761, 

bei schwerbehinderten Menschen außerdem mit der Schwerbehindertenvertretung, mit Zustim-

mung und Beteiligung der betroffenen Person die Möglichkeiten, wie die Arbeitsunfähigkeit mög-

lichst überwunden werden und mit welchen Leistungen oder Hilfen erneuter Arbeitsunfähigkeit vor-

gebeugt und der Arbeitsplatz erhalten werden kann (betriebliches Eingliederungsmanagement). So-

weit erforderlich, wird der Werks- oder Betriebsarzt hinzugezogen. Die betroffene Person oder ihr 

gesetzlicher Vertreter ist zuvor auf die Ziele des betrieblichen Eingliederungsmanagements sowie 

auf Art und Umfang der hierfür erhobenen und verwendeten Daten hinzuweisen. Kommen Leistun-

gen zur Teilhabe oder begleitende Hilfen im Arbeitsleben in Betracht, werden vom Arbeitgeber die 

Rehabilitationsträger oder bei schwerbehinderten Beschäftigten das Integrationsamt hinzugezo-

gen. Diese wirken darauf hin, dass die erforderlichen Leistungen oder Hilfen unverzüglich beantragt 

und innerhalb der Frist des § 14 Absatz 2 Satz 2 erbracht werden. Die zuständige Interessenvertre-

tung im Sinne des § 176, bei schwerbehinderten Menschen außerdem die Schwerbehindertenver-

tretung, können die Klärung verlangen. Sie wachen darüber, dass der Arbeitgeber die ihm nach die-

 

 

                                                           
1 Interessenvertretung im Sinne des § 176 SGB IX sind Betriebs-, Personal-, Richter-, Staatsanwalts- und/oder 

Präsidialrat. 


